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Ralph Tiesler, Präsident a. D. 
(BS) Das BBK hat inzwischen bereits 

seinen dritten Präsidenten erlebt. Nach 
einer langen Amtszeit von Unger folgten 
Schuster und zuletzt Tiesler.

Ralph Tiesler, ein erfahrener Mann 
aus dem Technischen Hilfswerk, hat das 
BBK in schwierigen Zeiten maßgeblich 
vorangebracht – geprägt von politischen 
Veränderungen sowie von einer sich 
wandelnden Sicherheitslage in Deutsch-
land, Europa und weltweit. Unter seiner 
Verantwortung erhielt auch die neueste 
Informationsbroschüre für die Bevölke-
rung ein neues Gesicht: inhaltlich neu 
ausgerichtet und eine deutliche Verbes-
serung gegenüber dem bisherigen „Rat-
geber für Notfallvorsorge und richtiges 
Handeln in Notsituationen“.

Am 19.01. wurde Ralph Tiesler ver-
abschiedet. In Vertretung des Bundes-
innenministers sprach Staatssekretär 
Hans-Georg Engelke. Das Interesse, Ral-
ph Tiesler für sein Engagement im Bevöl-
kerungsschutz zu danken, war groß.

Ich persönlich konnte leider nicht teil-
nehmen, da mein erneut begründeter 
Ruhestand jäh unterbrochen wurde. Ich 
wünsche Ralph Tiesler von Herzen alles 
Gute für seinen Ruhestand – und falls 
er einmal Tipps braucht, wie man Lan-
geweile überbrückt, stehe ich gern zur 
Verfügung.

Albrecht Broemme  
Er war als Landesbranddirektor Leiter 
der Berliner Feuerwehr (1992-2006) und 
anschließend Präsident des THW (2006-2019).
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ll(BS) Der Lotse des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Kata-

strophenhilfe (BBK) geht von Bord. Nach rund vier Jahren legt Ralph 
Tiesler sein Amt als Präsident des BBK nieder und verabschiedet sich 
in den Ruhestand. 

Seine Laufbahn begann mit dem Wehrer-
satzdienst im Ortsverband des Technischen 
Hilfswerks. Seit 1992 war er hauptamtlich 
für das THW tätig, wechselte im Jahr 2000 
in das Bundesministerium des Innern und 
übernahm 2015 zentrale Aufgaben in der 
Organisation und Verteilung der Flüchtlin-
ge. 2016 folgte der Einsatz beim BAMF und 
am BISp, bevor er 2022 zum Präsidenten 
des (BBK) berufen wurde. Hinzu kamen 
zahlreiche Auslandseinsätze. 

Sicherheit nur im Konzert möglich 
In seiner Verabschiedung dankte Staats-

sekretär im Bundesministerium des Innern 
Hans-Georg Engelke ihm ausdrücklich für 
seinen Einsatz. Die aktuelle Sicherheitslage, 
so Engelke, ziehe vielen „den Boden unter 
den Füßen weg“. Tiesler griff diesen Befund 
auf und beschrieb Sicherheit als lange Zeit 
stabilen Halt. Heute gelte jedoch: „Sicher-
heitsbedrohungen sind gekommen, um zu 
bleiben.“ Dies sei nicht als Resignation zu 
verstehen, sondern als kontinuierliche Auf-
gabe. Entscheidend sei bei Katastrophen 
nicht allein das Ereignis selbst, sondern wie 
gut eine Gesellschaft darauf vorbereitet ist. 
Der Staat bilde dabei die Grundlage für 
Vertrauen in Krisen und Katastrophen. Zu-

gleich betonte Tiesler, dass Sicherheit nur 
im Zusammenwirken aller Sicherheitsein-
richtungen gewährleistet werden könne. 
Das BBK müsse Systemverantwortung für 
diese Zusammenhänge übernehmen und 
eine gestaltende Rolle einnehmen – nicht 
im Sinne von Zentralisierung, sondern als 
orientierende und verbindende Kraft. Be-
völkerungsschutz müsse verlässlich funkti-
onieren. Ein gemeinsames Verständnis von 
Resilienz müsse Grundlage eines breiten 
gesellschaftlichen Konsenses sein. Im Re-
sümee wurde deutlich: Mit Tiesler geht je-
mand in den Ruhestand, der sein berufliches 
Leben konsequent in den Dienst des Staates 
und des Bevölkerungsschutzes gestellt hat. 
Engelke erinnerte daran, dass das BMI für 
vielfältige Verwendungen und Einsatzmög-
lichkeiten gesorgt habe – „wir haben ihn viel 
bewegt“ –, oft an Orte, an denen Krisen zu 
bewältigen waren. Die Verabschiedung en-
dete mit stehenden Ovationen. Wie es mit 
dem BBK weitergeht, ist noch offen. Eine 
Sprecherin des BMI erklärte auf Anfrage: 
„Minister Dobrindt wird zu gegebener Zeit 
über eine Nachfolge entscheiden und diese 
dem Kabinett vorschlagen. Darüber hinaus 
äußern wir uns zu einer möglichen Nachbe-
setzung nicht öffentlich.“

ERST­AUSGABE2025
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Fahrplan für 2026 in Mecklenburg-Vorpommern

(BS) Das Küstenland Mecklenburg-Vor-
pommern will in diesem Jahr weiter in den 
Bevölkerungsschutz investieren. Ziel ist es, 
die Einsatzkräfte besser auszustatten und 
die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger 
weiter zu erhöhen.

Geplant ist unter anderem die Anschaf-
fung von zwölf neuen Gerätewagen Ver-
pflegung, jeweils eines für jeden Landkreis. 
Finanziert werden diese Fahrzeuge aus dem 
Härtefallfonds des Nachtragshaushalts 
2023. Insgesamt hatte der Landtag dafür 
fünf Millionen Euro für den Katastrophen-
schutz bewilligt. Rund 2,7 Millionen Euro 

flossen in die Fahrzeuge selbst, weitere 1,1 
Millionen Euro in deren Ausstattung.

Aufwuchs geht weiter
Darüber hinaus plant das Land die Be-

schaffung von zehn weiteren Fahrzeugen 
zur Erkundung chemischer, biologischer, 
radiologischer und nuklearer Gefahren 
(CBRN). Auch neue Führungs- und Behand-
lungsfahrzeuge für die Medical Task Force 
sind vorgesehen. Ergänzt wird dies durch 
31 neue Mannschaftstransportwagen für 
den Katastrophenschutz, für die das Land 
3,1 Millionen Euro bereitstellt.

„Wir investieren nicht nur in einzelne Fahr-
zeuge – wir investieren in ein leistungsfä-
higes, modernes Gesamtsystem. Die Men-
schen in Mecklenburg-Vorpommern sollen 
sich darauf verlassen können, dass Hilfe 
schnell kommt, egal ob bei Waldbränden, 
schweren Unwettern, Schadstofflagen oder 
medizinischen Großschadensereignissen“, 
erklärte Mecklenburg-Vorpommerns In-
nenminister Christian Pegel (SPD).Die kom-
menden Jahre würden eine Phase weiteren 
Aufwuchses und zunehmender Professio-
nalisierung im Bevölkerungsschutz sein, so 
Pegel weiter.

Rund 360 Tonnen Kampfmittel gefunden

(BS) Auch 80 Jahre nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges finden Spezialistin-
nen und Spezialisten des Kampfmittelbe-
seitigungsdienstes (KMBD) in Brandenburg 
Kampfmittel. Im vergangenen Jahr wurden 
360 Tonnen Kampfmittel gefunden. Ein An-
stieg von 20 Tonnen im Vergleich zum Vor-
jahr. Dies geht aus der vorläufigen Bilanz des 
Dienstes hervor. 

Insgesamt konnten 897 Hektar Landes-
fläche bis Ende November 2024 aus dem 
Kampfmittelverdacht entlassen werden, 
das entspricht zirka einem Drittel mehr Flä-
che als im vergangenen Jahr. Die 360 Tonnen 
umfassen u. a. 1.900 Stück Nahkampfmittel, 
650 Stück Minen, 24.000 Stück Granaten, 
700 Stück Brandbomben, 100 Stück Spreng-

bomben über fünf Kilogramm, 1.800 Stück 
Panzerabwehrraketen bzw. Raketen, 1.500 
Stück Waffen/Waffenteile sowie 370.000 
Stück Handwaffenmunition. 

Hohe Kosten
In den elf Monaten, die die Bilanz um-

fasst, hat der KMBD über 4.800 Anfragen 
von Grundstückseigentümern auf Kampf-
mittelbelastung bearbeitet und wurde zu-
dem zu fast 1.750 Zufallsfunden im Rahmen 
der Gefahrenabwehr gerufen. Außerdem 
beauftragte er über 200 Kampfmittel- 
räummaßnahmen auf landeseigenen, kom-
munalen und privaten Liegenschaften und 
wurde auch als Geschäftsbesorger für Dritte 
tätig. Insgesamt hat der KMBD 400 Ton-

nen Kampfmittel und -teile im vergangenen 
Jahr vernichtet. Billig ist Räumung nicht. 
Insgesamt 11,9 Millionen Euro mussten 
aufgewendet werden. Arbeitslos wird beim 
KMBD auch so bald niemand. Noch immer 
stehen ca. 580.000 Hektar der Fläche des 
Landes unter Kampfmittelverdacht.

„Aktuell liegt ein Schwerpunkt des Kampf-
mittelbeseitigungsdienstes auf der Stadt 
Oranienburg. Bundesweit ist keine Region 
bekannt, wo die Folgen des Zweiten Welt-
krieges bis heute derart stark im Boden 
liegen. Die hohe Konzentration an amerika-
nischen Bomben mit chemischen Langzeit-
zündern machten eine besondere Befas-
sung erforderlich“, erklärte Innenminister 
René Wilke (SPD). 

Der Newsletter mit Zukunft.
   SUBSCRIBE
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Revival der Sirene hält an

(BS) Die Warnung der Bevölkerung ist zwar 
nicht mehr ganz oben an der Tagesordnung 
des Katastrophenschutzes, doch auch der 
Ausbau des Sirenennetzes geht weiter. Dies 
zeigen Beispiele aus Hessen und Sachsen-
Anhalt.

„Wir setzen die Modernisierung der Warn-
systeme konsequent fort, um die Menschen 
im Ernstfall schneller, gezielter und flächen-
deckender zu erreichen. Moderne Sirenen 
sind ein unverzichtbarer Bestandteil einer 
leistungsfähigen Warn- und Alarminfra-
struktur und damit einer starken Gefahren-
abwehr“, erklärte Hessens Innenminister 
Roman Poseck (CDU). So erhält die Stadt 
Frankfurt einen Förderbescheid in Höhe 
von 765.000 Euro aus dem Sonderförder-
programm „Sirenen in Hessen“. Damit wer-
den 153 Sirenen ertüchtigt. Gefördert wer-
den sowohl die Neuerrichtung moderner 
elektronischer Sirenen – als Mastsirenen 
auf freistehenden Befestigungen oder als 
Dachsirenen auf Gebäuden – als auch die 
Migration bestehender E57-Sirenen auf 
zeitgemäße elektronische Systeme. Alle 
geförderten Anlagen entsprechen den ak-
tuellen Sicherheits-, Bau- und technischen 
Standards.

„Frankfurt ist mit 782.000 Menschen die 
fünftgrößte Stadt Deutschlands. Wir sind 
eine Stadt mit dichter Bebauung und einer 
einzigartigen Hochhausstruktur. Gerade 
deshalb ist es wichtig, dass wir die Bevöl-
kerung im Ernstfall schnell und zuverlässig 
warnen können“, sagte Frankfurts Ober-

bürgermeister Mike Josef. Nach aktuellen 
Schätzungen wird die gesamte Moderni-
sierungsmaßnahme rund vier Millionen 
Euro kosten. Die über die Förderung hin-
ausgehenden Kosten trägt dabei die Stadt 
Frankfurt, die in der Folge auch für Instand-
haltung, Wartung und Pflege der Anlagen 
aufkommen wird.

2.000 Sirenen nicht ausreichend
In Sachsen-Anhalt sagt das Innenministe-

rium ebenfalls weitere Förderung zu. Für 
2026 ist eine Landesförderung für die Er-
tüchtigung der Sireneninfrastruktur in Hö-
he von 1,5 Millionen Euro vorgesehen. Ab 
2027 sind zusätzlich Mittel aus dem Sonder-
vermögen Infrastruktur für den weiteren 
Ausbau des Sirenennetzes eingeplant. Mit 
Sirenenförderprogrammen unterstützen 
Bund und Land die Städte und Gemeinden 
zu hundert Prozent im Rahmen einer Pau-
schalförderung beim Ausbau ihrer Sirenen-
infrastruktur. Seit 2021 haben 101 Kommu-
nen in Sachsen-Anhalt 333 Anträge über die 

Landkreise und kreisfreien Städte gestellt. 
Alle Anträge konnten bewilligt werden.

 Das Gesamtinvestitionsvolumen beträgt 
rund 4,1 Millionen Euro. Davon hat das Land 
Sachsen-Anhalt bislang rund 1,1 Millionen 
Euro und der Bund rund drei Millionen Eu-
ro bereitgestellt. Zwischen 2021 und 2025 
wurden bereits rund 180 neue Sirenen be-
schafft und etwa 40 weitere modernisiert.

Es ist aber noch viel zu tun. Nach Auffas-
sung des Innenministeriums seien die rund 
2.000 Sirenen im Land noch nicht ausrei-
chend. Sirenen seien ein besonderes Warn-
mittel, da sie innerhalb eines großen Radius 
zu hören seien, sagte Innenministerin Dr. 
Tamara Zieschang (CDU). 

„Das folgenschwere Extremwetterereig-
nis im Ahrtal im Jahr 2021 hat deutlich 
gemacht, wie entscheidend eine funktio-
nierende Warninfrastruktur in Krisensi-
tuationen ist. Warnungen und Informati-
onen müssen die Bevölkerung erreichen 
– schnell, zuverlässig und über verschiede-
ne Kanäle“, so Zieschang weiter.

Der Sirenenausbau schreitet voran.				      Foto: BS/iXimus, pixabay.com

KOMMUNAL. KLIMANEUTRAL. INNOVATIV.  10. – 11. FEBRUAR 2026 | HANNOVER
www.smartes-niedersachsen.de
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(BS) Für den Einsatz von Drohnen im Be-
völkerungsschutz ist nun das Luftfahrt-
Bundesamt (LBA) zuständig. Zuvor lag die 
Zuständigkeit beim Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK). 
Hintergrund ist die Neuausrichtung des BBK 
seit dem Jahr 2024. 

Das LBA wird ab sofort die Empfehlun-
gen für Gemeinsame Regelungen zum Ein-
satz von Drohnen im Bevölkerungsschutz 
(EGRED 2) weiterführen und überarbei-
ten, entsprechende Konferenzen zu dem 
Thema organisieren und durchführen, als 
Ansprechpartner für Ansprechpartner der 
Behörden und Organisationen mit Sicher-
heitsaufgaben (BOS) für Fragen des Betriebs 
unbemannter Luftfahrtsystem fungieren 
sowie an den Sitzungen des BOS-Arbeits-
kreises zum Betrieb von AUS teilnehmen. 
„In den vergangenen Monaten und Wochen 

hat es im Vorfeld der Aufgabenübertragung 
zwischen dem LBA und dem BBK, zwischen 
den beiden zuständigen Ministerien sowie 
mit den Vertretern der nichtpolizeilichen 
BOS einen guten und sehr intensiven Aus-
tausch gegeben“, erklärte LBA-Vizepräsi-
dent Thomas Burlage. 

BBK-Präsident Ralph Tiesler unterstrich 
die Bedeutung von Drohnen als Einsatz-
mittel sowie das Engagement seines Amtes 
und versicherte: „Unser wichtigstes Ziel da-
bei war, dass die vornehmlich ehrenamtli-
chen Einsatzkräfte im Bevölkerungsschutz 
das Potenzial dieser Einsatzmittel voll aus-
schöpfen und sich auf ihre Rettungsaufga-
ben konzentrieren können.“ Dabei sollten 
sie sich auf sorgfältig erarbeitete Mindest-
standards zu Rechtsaspekten, Risikoma-
nagement und Ausbildung im Zusammen-
hang mit den Drohnen stützen können. „Ich 

bin dankbar und sicher, dass das LBA diese 
Aufgabe im Sinne des Bevölkerungsschut-
zes weiterführen wird“, so Tiesler weiter. 

Die Aufgaben wurden dem LBA durch Er-
lass des Bundesministeriums für Verkehr 
(BMV) inzwischen übertragen.

Drohnenzuständigkeit wechselt vom BBK zum LBA

Die EGRED 2 wird zukünftig vom LBA wei-
terentwickelt.

Foto: BS/Biskup-Klawon

Bremen beschließt Programm für Zivile Verteidigung

(BS) Die Hansestadt Bremen geht neue 
Wege. Mit dem beschlossenen Landes-
programm „Bremen resilient | Landespro-
gramm Zivile Verteidigung“ möchte das 
Bundesland sich auf Krisen und Bedrohun-
gen, wie Cyber-Angriffen, hybride Angriffe 
sowie einen Verteidigungsfall, vorbereiten. 
Dazu wurde ein eigenes Programmbüro bei 
der Senatorin für Inneres und Sport einge-
richtet. Das Büro soll alle Maßnahmen zent-
ral koordinieren und systematisch Wechsel-

wirkungen prüfen. Das Landesprogramm 
läuft bis Ende 2028. Das Programm umfasst 
die zivile Alarmplanung, die Aufrechterhal-
tung der Staats- und Regierungsfunktionen, 
den Zivilschutz, die Versorgung der Bevöl-
kerung sowie die Unterstützung der Streit-
kräfte. Zu den konkreten Vorhaben gehören 
unter anderem die Warnung der Bevölke-
rung, die Sicherstellung der Trinkwasser-, 
Lebensmittel- und Energieversorgung, die 
medizinische Notfallversorgung sowie die 

Absicherung kritischer Infrastrukturen. Da-
mit die Maßnahmen gut ineinandergreifen, 
wurde ein ressortübergreifender Arbeits-
kreis eingerichtet. Der „AK Kritische Infra-
strukturen / Zivile Verteidigung“ soll die 
Arbeit zwischen allen Behörden und der 
Stadt Bremerhaven koordinieren. Nach ei-
genen Angaben sei die Verzahnung beider 
Themenfelder in einem Gremium bundes-
weit einzigartig.

Bremens Bürgermeister Andreas Boven-
schulte (SPD) erklärte: „Zivile Verteidigung 
ist keine Kriegsvorbereitung, sondern kluge 
Vorsorge. Die zentrale Steuerung ist dabei 
entscheidend: So vermeiden wir Doppel-
strukturen, nutzen Synergien und haben 
jederzeit den vollständigen Überblick über 
alle Maßnahmen.“ Innensenatorin Dr. Eva 
Högl (SPD) ergänzte: „Mit ‚Bremen resilient‘ 
schaffen wir jetzt die Grundlagen, um im 
Ernstfall schnell und koordiniert handeln 
zu können. Das Programmbüro sorgt da-
für, dass wir systematisch alle notwendigen 
Konzepte entwickeln und dabei mögliche 
Lücken frühzeitig erkennen.“ Ziel sei es, kei-
ne Einzellösungen, sondern eine umfassen-
de Struktur aufzubauen.

Zivile Verteidigung aus einem Guss - das ist das Ziel in Bremen.
Foto: BS/falco, pixabay.com

http:// pixabay.com
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NEWSLETTER  
& PODCASTS

In den aktuellen Ausgaben unserer  weite-
ren Newsletter und Podcasts finden Sie  
u. a. folgende Themen:

NEWSLETTER

Newsletter ‚‚Netzwerk Sicherheit “ 
19. Januar:
	� Hessen stärkt Kampf gegen Extremismus
	� Polizei Baden-Württemberg testet Taser 

Newsletter ‚‚Verteidigung. Streitkräfte. 
Wehrtechnik“ 20. Januar:
	� Rheinmetall liefert Lynx in die Ukraine
	� US-Verteidigungsministerium setzt auf  

	 Grok 

Newsletter ‚‚Digitaler Staat und Cyber 
Security“ 21. Januar:
	� BKA geht gegen Ranswomware-Gruppie-

rung vor
	� Deutschland-Stack nimmt Form an
	� Erste Cyber-Strategie für Brandenburg

Newsletter ‚‚Stadt. Land. News.“  
15. Januar:
	� Bevor Rückgrate brechen
	� Daseinsvorsorge im Defizit
	� Nach der Verkehrsförderung

E-JOURNAL FUTURE4PUBLIC:
	� Verteidigung — Ready, Set, Defence! 

PODCASTS

Podcast ‚‚Public Sector Insider“  
20. Januar:
	� Es knallt: Diskussionen um ein Böller- 

	 verbot sind nichts Neues. Aus der Politik  
	 fühlt sich jedoch niemand berufen, diese  
	 Debatte voranzubringen. Ein Kommentar.
	� Hemmnisse abbauen: Im Gespräch mit  

	 Sachsen-Anhalts CIO Bernd Schlömer  
	 und Ann Cathrin Riedel, Geschäftsführerin  
	 von NExT e. V., sprechen wir darüber, wie  
	 Digitalisierungshemmnisse erkannt und  
	 vermieden werden können. 
	� Was gespart wird: Im neuen Jahr greifen  

	 gleich mehrere Steuervergünstigungen –  
	 wir schauen, was sich genau geändert hat 

Der Podcast des

Jeden Dienstag neu
Behördenwissen zum Reinhören
▪ Aktuelles zum Öffentlichen Dienst
▪ Interviews mit Studiogästen
▪ Kommentar zur Lage des Öffentlichen Dienstes
▪ Relevante und fundierte Hintergrundanalysen

 behoerden-spiegel.de/podcast

(BS) Mit der Unterzeichnung eines  
Memorandum of Understanding (MoU) 
haben die GS-Foundation, die Training 
Base Weeze sowie das Training Center 
Retten & Helfen (TCRH) Anfang vergan-
gener Woche einen wichtigen Schritt hin 
zu einer engeren Zusammenarbeit in der 
internationalen Sicherheitsausbildung 
vollzogen. Die Vereinbarung schafft erst-
mals einen formalen Rahmen für eine Part-
nerschaft, die strategische, operative und  
infrastrukturelle Stärken bündelt.

Ziel der Absichtserklärung ist es, Aus-
bildung und Training internationaler  
Sicherheitskräfte künftig besser aufei-
nander abzustimmen und systematisch 
weiterzuentwickeln. Geplant sind ein 
kontinuierlicher Austausch zwischen den  
Partnern sowie perspektivisch die Ent-
wicklung gemeinsamer, internatio-
nal ausgerichteter Ausbildungs- und 

Trainingsprogramme. Nach den Wor-
ten von Nicole Mechehrawi, Ge-
schäftsführerin der GS-Foundation, 
entsteht mit der Kooperation ein  
strategisches Netzwerk zweier der größ-
ten Trainingsstandorte für sicherheitsrele-
vante Ausbildung in Deutschland. Die GS- 
Foundation bringt dabei vor allem ihre 
internationale Vernetzung und ihre Exper-
tise in den Bereichen Sicherheit, Stabilisie-
rung und Sicherheitssektorreform ein.

Die Training Base Weeze ergänzt das 
Netzwerk durch moderne Infrastruktur 
und praxisnahe Trainingsmöglichkeiten 
auf internationalem Niveau, während das 
TCRH seine langjährige Erfahrung in rea-
litätsnaher Einsatz-, Krisen- und Sicher-
heitsausbildung einbringt. Gemeinsam 
wollen die Partner damit neue Maßstäbe 
für die Qualifizierung internationaler Si-
cherheitskräfte setzen.

Netzwerk stärkt Sicherheitsausbildung

Mit der Unterzeichnung der Absichtserklärung sollen die Ausbildungsinhalte internationa-
ler Sicherheitskräfte zukünftig besser aufeinander abgestimmt werden.

Foto: BS/Thilo Vogt, GS-Foundation
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(BS) Vier Verhandlungsrunden hat es nicht funkti oniert. Die Ver-
treter von Arbeitgebern und Arbeitnehmern konnten sich nicht 
einig werden, welche Anpassungen der Tarifverträge es geben soll. 
Neben höheren Gehalts- und Sonderzahlungen ging es auch um 
Entlastung für die Beschäft igten und mehr Souveränität derselben. 
Der Vorschlag der Schlichter führte letzten Endes zu einem Ergeb-
nis, mit dem sich beide Seiten zufrieden zeigen. Für die nächsten 
Jahre gibt es somit wieder Planungssicherheit für kommunale 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 

Die harten Zahlen 

Im Kern gibt es für die Beschäft igten ab April drei Prozent mehr 
Gehalt mit einer weiteren Erhöhung um 2,8 Prozent ab Mai 2026. 

Die erste Erhöhung hat dabei eine Mindesterhöhung um 110 Euro, 
die gerade in den Entgeltgruppen eins bis fünf zu einer erhöhten 
Steigerung des Gehaltes führt. Zusätzlich werden die Sonderzah-
lungen, ab 2026, von den Kommunalen Arbeitgebern einheitlich 
auf 85 Prozent gesetzt und die Möglichkeit geschaff en, Teile dieser 
Sonderzahlungen auch in freie Tage umzuwandeln. Die Ausbil-
dungs- und Studienentgelte werden ebenfalls jeweils zum April 
2025 und Mai 2026 um 75 Euro angehoben. 

Flexiblere Arbeitszeiten

Die Arbeitszeit für Tarifb eschäft igte von Bund und Kommunen 
wird ebenfalls neu und fl exibler. So können unter Einverständnis 
beider Seiten die wöchentlichen Arbeitsstunden ab 2026 auf bis 
zu 42 Stunden angehoben werden, für einen maximalen Zeitraum 
von 18 Monaten. In dieser Zeit erhalten die Beschäft igten ein ange-
passtes Entgelt und einen Erhöhungszuschlag in Abhängigkeit ihrer 
Entgeltgruppe. 

Auf betrieblicher Ebene soll ein Langzeitkonto beschlossen und 
eingerichtet werden können. Die darin erfassten Werte sollen z. B.
zur Reduzierung der Arbeitszeit eingesetzt werden können. In 
diesem Zusammenhang werden dann auch die Regelungen für 
Teilzeit zukünft ig enger gefasst. Dann soll es auch möglich sein, 

Fortsetzung auf Seite 2

Ein Streit geht 
Zu Ende
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Der Vorschlag der Schlichter hat sich 
durchgesetzt. So richti g zufrieden scheint 
damit keine der Seiten zu sein, aber das 
macht einen guten Kompromiss aus. Was 
wurde erreicht, was fällt unter den Tisch 
und wie geht es weiter?
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